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Peter Hintze: Eindrucksvolle Bestätigung 
Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Maastrichter Vertrag über eine 
Europäische Union bestätigt eindrucksvoll die Politik der CD U unter Führung v°n 

Helmut Kohl. Damit ist der Weg zur Fortsetzung des europäischen Einigungsf0' 
zessesfrei. Auf diesem Weg werden wir unsere nationale Identität bewahren un" 
sie durch das gemeinsame Vorgehen der europäischen Völkergemeinschaft in wic"' 
tigen politischen Feldern stärken und sichern. 

(Fortsetzung von Seite I) 
Sicherheitsinstrument der Europäischen 
Union. Weitere Bereiche werden voraus- 
sichtlich schon beim EG-Sondergipfel am 
29. Oktober 1993 festgelegt. Die EG-Mit- 
gliedsstaaten werden durch eine gemein- 
same Außen- und Sicherheitspolitik inter- 
national handlungsfähiger. Mit der euro- 
päischen Union sichern wir auf Dauer 
Frieden und Freiheit durch institutionali- 
sierten Interessenausgleich in Europa. 

• Europol 
Mit der Europäischen Union können 
moderne, wirksame Methoden der inter- 
nationalen Verbrechensbekämpfung ein- 
gesetzt werden. Es wird ein europäisches 
Kriminalamt Europol aufgebaut, das die 
Bekämpfung des organisierten Verbre- 
chens und der Drogenmafia über Gren- 
zen hinweg durch Informationsaustausch 
sichert. Schwerpunktaufgabe in der 
ersten Phase ist die Bekämpfung des 
internationalen Drogenhandels durch 
den Aufbau von Informationsdateien, die 
Herstellung von Lagebildern, die Ausar- 
beitung von Vorbeugungsstrategien und 
die Unterstützung der nationalen Straf- 
verfolgungs- und Sicherheitsbehörden. 
Beim EG-Sondergipfel am 29. Oktober 
1993 werden Sitz und weitere konkrete 
Befugnisse von Europol festgelegt. 

• Gemeinsame Visa- und 
Asylpolitik 

Mit der Europäischen Union wird eine 
gemeinsame Visapolitik eingeführt. 

Dadurch kann erheblicher Verwaltung 
aufwand für Reisende in die Europa1 

Union reduziert werden. Zukünftigre 

das Visum eines Mitgliedstaates aus, 
auch die anderen Länder besuchen zu 
können. Noch vor Jahresende wird im 
eine gemeinsame Asylpolitik der Eu- 
gliedsstaaten entschieden. 

• Demokratisierung der 
Europäischen Gemeinschaft 

Der Vertrag über die Europäische Un' 
gewährleistet eine bessere demokratis 
Kontrolle. 
Das Europäische Parlament bekomm 
mehr Rechte: 
• Das Europäische Parlament erhält 
gleichberechtigtes Mitspracherecht be 

der Ernennung der EG-Kommission- 
Damit kann zukünftig keine europäisC 

Exekutive mehr gegen den Willen der 
demokratischen Mehrheit eingesetzt^ 
den. 
• Das Europäische Parlament erhält i 
neuen Mitentscheidungsverfahren em 
Vetorecht in den Bereichen Gesundhe1' 
Kultur, Verbraucherschutz und Biting 
markt sowie für die Rahmenprogramm 
zu Forschung und Umwelt. 
• Das Europäische Parlament erhält 
Recht, Untersuchungsausschüsse einzu 

setzen, die Verstöße gegen das Gemel° 
schaftsrecht prüfen. 
• Das Europäische Parlament erhält 
Recht, von der EG-Kommission eine 
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chnungslegung über alle Ausgaben zu 
'Ordern. 

j ,.as Europäische Parlament erhält ein 
'rektes Initiativrecht bei der europäi- 

,   en Gesetzgebung durch die Möglich- 
' der Kommission Gesetzesinitiativen 

^schlagen. 
i   Cri Bundestag und Bundesländer wir- 
s , 2ukünftig stärker bei der europäi- 

en Gesetzgebung mit. Durch den im 
,  ge der Maastricht-Ratifikation verein- 
o n^n Grundgesetzartikel 23 wird 

Währleistet, daß die Bundesregierung 
lQT ihrer Zustimmung zu europäischen 
de ß ssetzungsakten die Stellungnahme 
be . Undestages einholt und diese 
s j/^ksichtigt. Das bisherige demokrati- 
Wp! Defizit wird dadurch verringert. 
o   i   .    ai ausscnneuiicn Lanuerangeic- 

di i e.'ten betroffen sind, sollen zukünftig 
Länder Deutschland europäisch ver- 

^n fast ausschließlich Länderangele- 

e 
lreten 

Alle pr^ 
\j . ^G-Bürger erhalten eine zusätzliche 
\y '^Bürgerschaft. Sie dürfen an ihrem 

Paw      Z an den Kommuna,~ und Euro_ 

rj Wanlen teilnehmen. Sie können auch in 
jCe. Staaten, in denen das eigene Land 
Süi*16 ^'P'omatische Vertretung hat, kon- 
k^sch durch Vertretungen anderer 

'Mitgliedsstaaten betreut werden. 

"ürgernähe und Bewahrung 
Jer regionalen und nationalen 

2 l(*entität 
Unftig darf die Europäische Union 

.    noch dann handelnd eingreifen, 
aUf     •   Aufgabe nicht auch genauso gut 
dl  nati°naler oder regionaler Ebene erle- 
dem p6rc*en kann. Durch dieses jetzt vor 
bar ?UroPaischen Gerichtshof einklag- 
te fr

SuDsidiaritätsprinzip im Maastrich- 
dü  ^rag und seine Konkretisierung 
£d.cl"> die EG-Gipfel in Birmingham und 
die V    8h im Herbst 1992 sowie durch 
H0i. .^Pflichtung zu einer bürgernahen 

,k wird die Bewahrung der regiona- 

len und nationalen Identität in der Euro- 
päischen Union gesichert. 
Zusätzlich gestärkt wird die regionale 
Ebene durch den neuen beratenden 
Regionalausschuß. Die deutschen Bun- 
desländer werden 21, die deutschen 
Kommunen 3 Vertreter dorthin entsen- 
den. Die Europäische Union bedeutet 
keine Einschränkung nationaler oder 
regionaler Eigenheiten, sondern bezieht 
sie ausdrücklich mit ein. 

• Gemeinsame Europawährung 
Ab 1999 wird eine einheitliche europäi- 
sche Währung in den EG-Staaten schritt- 
weise eingeführt, die die strengen Stabili- 
tätskriterien für Geldwertstabilität und 
niedrige Verschuldung erfüllen. Nach 
gegenwärtigem Stand werden dies vor- 
aussichtlich nur Hartwährungsländer wie 
Frankreich, Luxemburg, Niederlande, 
Deutschland und Dänemark sein. Damit 
ist sichergestellt, daß die künftige euro- 
päische Währung alle Chancen hat, min- 
destens genauso stabil zu sein wie die 
D-Mark. 
• Die Staatsverschuldung von Teilneh- 
merstaaten darf 60 Prozent des Bruttoso- 
zialprodukts nicht überschreiten, die 
Neuverschuldung nicht höher sein als 3 
Prozent des Volkseinkommens, die Infla- 
tion nicht mehr als 1,5 Prozent über dem 
Durchschnitt der 3 preisstabilsten Staaten 
liegen. 
• Die Europäische Zentralbank wird 
nach dem Vorbild der Deutschen Bun- 
desbank von politischen Weisungen 
unabhängig und nur dem Geldwert ver- 
pflichtet sein. 
• Die europäische Währung wird hart 
sein, weil auch nach Beginn der Wäh- 
rungsunion Stabilitätspolitik notfalls mit 
Sanktionen gegen die einzelnen Mit- 
gliedsstaaten durchgesetzt werden. 
Die Risiken sind bestmöglich begrenzt, 
die Chancen gerade für Deutschland aber 
unübersehbar: 
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Mehr Rechte für das Europäische Parlament 
Durch die Ablehnung der fünf Ver- 
fassungsbeschwerden hat nach den 
Worten des stellvertretenden Vorsit- 
zenden der EVP-Fraktion, Bern- 
hard Sälzer, das Bundesverfas- 
sungsgericht die Voraussetzung für 
die endgültige Inkraftsetzung des 
Vertrages von Maastricht geschaf- 
fen. 

Gleichzeitig seien damit dem Europäi- 
schen Parlament weitgehende zusätzli- 
che Rechte und Verantwortung über- 
tragen worden. Für wichtige Gesetzge- 
bungsverfahren gelte die gleichberech- 
tigte Stellung von Parlament und 
Ministerrat. 
Die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaft wird in Zukunft nur 
durch Zustimmung des Parlaments in 
ihr Amt kommen. Insgesamt hat das 
Parlament damit Mitwirkurigsmög- 
lichkeiten, die zum Teil über die 
Rechte von nationalen Parlamenten in 
anderen EG-Mitgliedstaaten hinaus- 
gehen. 
Von zentraler Bedeutung ist für Sälzer 

die Möglichkeit, auf der Grundlage 
des Vertrages von Maastricht in den 
Fragen der inneren Sicherheit (Euro- 
pol) und der Außen- und Sicherheits- 
politik die im Vertrag vorgesehenen 
nächsten Schritte einzuleiten, um den 
berechtigten Sicherheitsbedürfnissen 
der Bürger in der EG Rechnung zu 
tragen. 

Das Urteil des Bundesverfassungsge- 
richt läßt diese notwendigen Schritte 
zur Verwirklichung der Europäischen 
Union zu. Sälzer begrüßt die Festle- 
gung des Verfassungsgerichts, alle 
Aufgaben, die der Gemeinschaft über- 
tragen werden, durch präzise Vertrags- 
ergänzungen und Vertragsänderungen 
zu formulieren. 

Die vom Verfassungsgericht beschrie- 
bene zukünftige Legitimation des 
Europäischen Parlaments ist — so Sa' 
zer — in voller Übereinstimmung rnn 
den Forderungen der EVP-Fraktion, 
die sich immer für ein „übereinstimm- 
endes Wahlrecht" in „allen Mitglied- 
staaten" eingesetzt hat. 

• Die jüngsten deutlichen Aufwertungen 
der D-Mark gegenüber wichtigen Kon- 
kurrenzwährungen haben die Wettbe- 
werbsposition der deutschen Exportindu- 
strie beschädigt, Arbeitsplätze gefährdet 
und zusätzlichen Druck auf Löhne und 
Sozialsystem ausgeübt. Solche negativen 
Entwicklungen können nur durch eine 
einheitliche Europäische Währung ver- 
mieden werden. 
• Erst durch die Einführung einer 
gemeinsamen europäischen Währung 
kann der Binnenmarkt seine ganze Kraft 
entfalten. Preise und Kosten werden 
transparent, das Wirtschaftswachstum 
erhält zusätzliche Impulse, die Einfüh- 

rung neuer Produkte und Produktion5 

techniken erfolgt schneller und die & 
sehe und europäische Wirtschaft w,r 

damit insgesamt konkurrenzfähiger- 

Soziales Europa 
Mit Ausnahme von Großbritannien W 
nen mit dem Beginn der Europäischen 
Union die Lebens- und Arbeitsbeding jf 

gen aller Arbeitnehmer verbessert und 
Sozialvorschriften durch eine zügige 

Umsetzung der in der EG-Sozialchart^f 

und dem Sozialen Aktionsprogramm 
einbarten Mindestnormen angegliche   j 
werden. 
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ber Vertrag eröffnet den Weg 
Zu einer stufenweisen weiteren Integration der 
europäischen Rechtsgemeinschaß 

2 ^Bundesverfassungsgericht — 
Reiter Senat — hat über fünf Verfas- 
sj "jpbeschwerden entschieden, die 
tJ^§egen das Zustimmungsgesetz 

m Vertrag über die Europäische 
'on und gegen das Gesetz zur Ände- 

rten? ^es ^rundgesetzes richteten, mit 
1,1 die verfassungsrechtlichen Vor- 

Ve!?
etzungen für die Ratifizierung des 

ry rages über die Europäische Union 
wft

e!?ra8 von Maastricht) geschaffen 
er(>en sollten. 

ej s Bundesverfassungsgericht hat nur 
*üb   .   Verfassungsbeschwerden als 

ssig beurteilt und insoweit nur 
^"•üft, ob der Unions-Vertrag mit 
Art      GG zu vereinbaren sei- 
recK •  GG 8ewänr'e'stet den wahlbe- 
h h^gten Deutschen das subjektive 
de

cJJ> an der Wahl der Abgeordneten 
^   Putschen Bundestages teilzuneh- 

(je 
Se ^erbürgung erstrecke sich auch auf 

Q ,£rundlegenden demokratischen 
We 

alt dieses Rechts: Gewährleistet 

den   aUCh das Recht' durch die Wahl an 

da r^gitimation der Staatsgewalt durch 
üHd        au^ Bundesebene mitzuwirken 

auf ihre Ausübung Einfluß zu neh- 

Ür d- 

Art ?e euroPaiscne Integration schließe 
W GG aus> die durch die Wanl 
aUf A- Legitimation und Einflußnahme 
Veri ^usubung von Staatsgewalt durch 
se 

agerung von Aufgaben und Befugnis- 
da« H ^undestages s0 zu entleeren, daß 
Q emokratische Prinzip, soweit es das 
U,4

ndgesetz für unantastbar erkläre, ver- 
lZ{ Werde. 

Im Ergebnis hat das Bundesverfassungs- 
gericht den Unions-Vertrag für vereinbar 
mit dem demokratischen Prinzip erklärt, 
dabei aber bestimmte Voraussetzungen 
für die Europäische Union festgehalten 
und bestimmte Anforderungen an ihre 
demokratische Legitimation hervorgeho- 
ben. 

Das Demokratieprinzip hindere die Bun- 
desrepublik Deutschland nicht an einer 
Mitgliedschaft in einer — supranational 
organisierten — zwischenstaatlichen 
Gemeinschaft. Voraussetzung der Mit- 
gliedschaft sei aber, daß eine vom Volk 
ausgehende Legitimation und Einfluß- 

Verlautbarung der Pressestelle 
des Bundesverfassungsgerichts 
zum Urteil von Maastricht 

nähme auch innerhalb des Staatenver- 
bundes gesichert sei. 

Da der Unions-Vertrag einen Staatenver- 
bund zur Verwirklichung einer immer 
engeren Union der — staatlich organi- 
sierten — Völker Europas begründe, 
jedoch keinen sich auf ein europäisches 
Staatsvolk stützenden Staat, seien es 
zuvörderst die Staatsvölker der Mitglied- 
staaten, die die Wahrnehmung hoheitli- 
cher Aufgaben durch die Europäische 
Union über die nationalen Parlamente 
demokratisch zu legitimieren hätten. 

Damit seien der Ausdehnung der Aufga- 
ben und Befugnisse der Europäischen 
Gemeinschaften vom demokratischen 
Prinzip her Grenzen gesetzt. Dem Deut- 
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sehen Bundestag müßten Aufgaben und 
Befugnisse von substantiellem Gewicht 
verbleiben. 
In der gegenwärtigen Phase der Entwick- 
lung komme der Legitimation an das 
Europäische Parlament eine stützende 
Funktion zu, die sich verstärken ließe, 
wenn es nach einem in allen Mitglied- 
staaten übereinstimmenden Wahlrecht 
gewählt würde und sein Einfluß auf die 
Politik und Rechtsetzung der Europäi- 
schen Gemeinschaften wüchse. Entschei- 
dend sei, daß die demokratischen Grund- 
lagen der Union schritthaltend mit der 
Integration ausgebaut würden und auch 
im Fortgang der Integration in den Mit- 
gliedstaaten eine lebendige Demokratie 
erhalten bleibe. 
Art. 38 GG werde auch verletzt, wenn das 
Gesetz, das die deutsche Rechtsordnung 
für die unmittelbare Geltung und Anwen- 
dung von Recht der Europäischen 
Gemeinschaften öffne, die zur .Wahrneh- 
mung übertragenen Hoheitsrechte und 
das beabsichtigte Integrationsprogramm 
nicht hinreichend bestimmbar festlege. 

Stehe nicht fest, in welchem Umfang und 
Ausmaß der deutsche Gesetzgeber der 
Verringerung der Ausübung von Hoheits- 
rechten zugestimmt habe, so käme das 
einer Generalermächtigung gleich und 
wäre damit eine Entäußerung von 
Hoheitsrechten, gegen die Art. 38 GG 
schütze. 
Der Unions-Vertrag bestimme jedoch die 
Aufgaben der Europäischen Union und 
der ihr zugehörigen Gemeinschaften in 
einer hinreichend voraussehbaren Weise. 
Der Vertrag folge dem Prinzip der 
begrenzten Einzelermächtigung, erlaube 
also ein Tätigwerden der Union aus- 
schließlich auf der Grundlage ausdrückli- 
cher vertraglicher Ermächtigung. Der 
Vertrag ermächtige die Union nicht, sich 
aus eigener Macht die Finanzmittel oder 
sonstige Handlungsmittel zu verschaffen, 

die sie zur Erfüllung ihrer Zwecke für 
erforderlich erachte. 
Darüber hinaus setze das Subsidiary 
prinzip der Kompetenzwahrnehmung 
eine Schranke. Die Bundesrepublik 
Deutschland unterwerfe sich insbeson- 
dere mit der Ratifikation des Unions-v 

träges nicht einem unüberschaubaren, 
seinem Selbstlauf nicht mehr steuerbar 
„Automatismus" zu einer Währungs- 
union; der Vertrag eröffne den Weg %ü 

einer stufenweisen weiteren Integrate 
der europäischen Rechtsgemeinschait» 
der in jedem weiteren Schritt entweder 
von gegenwärtig für das Parlament vo 
aussehbaren Voraussetzungen oder v° 
von einer weiteren, parlamentarisch zu 

beeinflussenden Zustimmung der Bun- 
desregierung abhänge. 
Die Inanspruchnahme weiterer Aufga 

und Befugnisse durch Europäische 
Union und Europäische Gemeinschal 
seien von Vertragsergänzungen und * 
tragsänderungen abhängig gemacht ufl 
daher der zustimmenden Entscheidung 
der nationalen Parlamente vorbehalten- 
Insgesamt sei die Besorgnis des 
Beschwerdeführers, die Europäische 
Gemeinschaft werde aufgrund ihrer w 
gesteckten Ziele ohne erneute parlame 

tarische Rechtsanwendungsbefehle si 
zu einer politischen Union mit nicht v 
ausbestimmbaren Hoheitsrechten ent 
kein können, nicht begründet. 
Auch seien die vertraglich eingeräumt 
Aufgaben und Befugnisse und die &_,$ 
geregelte Form der Willensbildung «n ^ 
Europäischen Union und in den Orga 

der Europäischen Gemeinschaften na 
Umfang und Verselbständigung nicht 
ausgestattet, daß die Entscheidungs-u 

Kontrollzuständigkeiten des Deutsche^. 
Bundestages in einer mit dem unantas 
ren Demokratieprinzip unvereinbaren 
Weise entleert werde. 

Das Erfordernis einer hinreichend 
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Aus der Bildungsarbeit der Konrad-Adenauer-Stiftung 

[jie Adresse existiert, doch das 
A-'Haus selbst ist noch nicht in 
°etrieb. Dennoch veranstaltet das Bil- 
dl|ngszentrum Schloß Wendgräben 
j®K einiger Zeit bereits Seminare, 
Fachtagungen, Kolloquien und Foren 
^ so z. B. in Magdeburg. 
Eines der nächsten Projekte dort: 
5- Dialog-Forum 
^dienlandschaften zwischen Mei- 
JJJgen und Rügen — Verpaßte 
Chancen auf dem Weg zu Pluralis- 
ms und Meinungsvielfalt? 
29- bis 30. Oktober 1993 
~ie Veranstaltung findet im Gemein- 
dehaus (großer Saal) der Evangeli- 
en Kirchengemeinde Altstadt Mag- 
deb urg statt. 

Hauptthemen: 

• Die Neustrukturierung der Medien- 
landschaft in den vergangenen drei 
Jahren 

• Die Presse in den neuen Ländern — 
„Wir-Gefühl" gegen „Einheitsge- 
fühl"? 

• Wie weit ist der Weg zum „gesamt- 
deutschen" Leser? 

Anmeldungen/Weitere Informationen: 
Konrad-Adenauer-Stiftung 
Bildungszentrum 
Schloß Wendgräben 
Lindenstr. 2, 3979 Isterbies 
Tel. 039245-291 u. 0161-2203063 
Fax 039245-277 

Sc, lmmten Regelung der den europäi- 
L   ? Organen eingeräumten Hoheitsbe- 
^Snisse bedeutet zugleich, daß spätere 
Ye

Sentliche Änderungen des im Unions- 
g    ra8 angelegten Integrationspro- 

^ms und seiner Handlungsermächti- 
gen nicht mehr vom Zustimmungsge- 
2u diesem Vertrag gedeckt seien. 

nri etwa europäische Einrichtungen 
tye.r Organe den Unions-Vertrag in einer 
VQ

eise handhaben oder fortbilden, die 
$ch Vertrag, so wie er dem deut- 
Hj 5n Zustimmungsgesetz zugrunde liege, 
j ftl mehr gedeckt wäre, so wären die 
j  aus hervorgehenden Rechtsakte im 
lj , tschen Hoheitsbereich nicht verbind- 

v e„Putschen Staatsorgane wären aus 
de 

assungsrechtlichen Gründen gehin- 
n> diese Rechtsakte in Deutschland 

^wenden. 

dah Bundesverfassungsgericnt P•^ er» ob Rechtsakte der europäischen 

Einrichtungen und Organe sich an die 
Grenzen der ihnen eingeräumten 
Hoheitsrechte hielten oder aus ihnen aus- 
brächen. 
Auch Hoheitsrechte der Europäischen 
Gemeinschaften beträfen die Grund- 
rechtsberechtigten in Deutschland und 
berührten damit die Gewährleistungen 
des Grundgesetzes und die Aufgaben des 
Bundesverfassungsgerichts, die den 
Grundrechtsschutz in Deutschland und 
insoweit nicht nur gegenüber deutschen 
Staatsorganen zum Gegenstand haben. 

Allerdings übe das Bundesverfassungsge- 
richt seine Gerichtsbarkeit über die 
Anwendbarkeit von abgeleitetem 
Gemeinschaftsrecht in Deutschland in 
einem „Kooperationsverhältnis" zum 
Europäischen Gerichtshof aus, in dem 
der Europäische Gerichtshof den Grund- 
rechtsschutz in jedem Einzelfall für das 
gesamte Gebiet der Europäischen 
Gemeinschaft garantiert. • 
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Generalsekretär Peter Hintze: 

Der Wahlkampf im nächsten Jahr 
wird unter dem Thema „Wir sichern 
Deutschlands Zukunft!44 stehen 
Mit einer eigenen Europa-Aktion wird 
nach einem Beschluß des Parteipräsi- 
diums vom 11. Oktober die CDU noch 
in diesem Herbst die öffentliche Dis- 
kussion über den weiteren Fortschritt 
in Europa aufgreifen. 

Auf einer Pressekonferenz im Konrad- 
Adenauer-Haus im Anschluß an die Sit- 
zung des Präsidiums erklärte dazu Gene- 
ralsekretär Peter Hintze: 
Wir wissen, daß wir es in der wichtigen 
Europathematik noch mit sehr vielen Fra- 
gen und auch manchem emotionalen Vor- 
behalt zu tun haben. Wir wollen dem mit 
unserer Europa-Aktion begegnen und 
damit auch den Europa-Wahlkampf star- 
ten, der einen breiten argumentativen 
Vorlauf braucht. 
Die weiteren Themen, die im Präsidium 
beraten wurden, waren die Lage in Ruß- 
land, der Hauptstadt-Umzug nach Berlin 
und die Kandidatur Steffen Heitmanns 
für das Amt des Bundespräsidenten. 
Dazu und zur Wahlkampfstrategie 1994 
der Generalsekretär im einzelnen: 

Nach Kräften zur Stabilisierung 
Rußlands beitragen 

Der Bundeskanzler hat seine Zuversicht 
zum Ausdruck gebracht, daß die Stabili- 
sierung der innenpolitischen Lage in 
Rußland, wie sie sich jetzt abzeichnet, 
dauerhaft ist und daß Rußland seinen 
Weg zu Demokratie und Stabilität weiter- 
geht. Wir wollen alles tun, was in unseren 

Kräften liegt, auch unseren Einfluß llT1 

Rahmen der europäischen und der 
gesamten Völkergemeinschaft nutzen, 
diesen Prozeß weiter zu fördern. 
Das Gelingen des Stabilitäts- und 
Reformprozesses in Rußland ist eine 
wichtige Voraussetzung für den Friede 
in Europa, für den Frieden in der ganze 

Welt und für die friedliche Entwicklung 
der Völkergemeinschaft im 21. Jahrhufl' 
dert. 

Ohne Wenn und Aber für den 
Hauptstadt-Beschluß        ^> 

Die CDU tritt ohne Wenn und Aber füf 

den Hauptstadt-Beschluß des Deutsch^ 
Bundestages ein, und zwar in seinen be 

den Teilen, sowohl was die Verlagerung 
von Parlament und Regierung nach Ber 

lin betrifft als auch die Ausgleichsmaß' 
nahmen, die für Bonn erfolgen sollen- 

Wir stehen zu diesem Hauptstadt- 
Beschluß aus zwei Gründen: Zum eine 

soll die deutsche Nation auch in der 
Frage des Parlaments- und RegierungsS 

zes ihren Ausdruck finden. Zum zwerte 

stehen wir dazu, weil das vereinte        . 
Deutschland vor ganz neuen innen- un 

außenpolitischen Herausforderungen 
steht und mit der Verlegung der Haup1' 
Stadtfunktion nach Berlin auch eine Ne 

Ordnung der Perspektiven im vereinten 
Deutschland verbunden ist. 

Wir bedauern es sehr, daß sich die D»s" 
kussion in den letzten Wochen zum Te' 
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v
ut den finanziellen Aspekt dieser Frage 

^erengt hat. Selbstverständlich ist es not- 
aul?'8'in f"lnanz'e'1 angespannten Zeiten 
^ cn besonders sorgsam diese Frage zu 
eachten. Aber die Frage der deutschen 
auPtstadt darf nicht in einem Finanzge- 

erre stecken bleiben. 
/r Bundeskanzler hat noch einmal 
^kräftigt, daß er den Umzug der Regie- 
w
n8 bis zum Jahr 2000 vorsieht. Darüber, 

pann der Bundestag umzieht, muß das 
J*rlarnent entscheiden. Wir werden ja in 
£Ur2e in den Fraktionen des Deutschen 

ndestages darüber beraten. 
t,
er Wahlkampf wird unter dem Ober- 
ema „Wir sichern Deutschlands 

j.^ünft!" geführt werden. Wir werden 
n ganz klar thematisch führen, nämlich 
den drei großen Themen: 

st  u  können w»r in Deutschland eine 
ance Wirtschaft und sichere Arbeits- 

j|at2e erhalten? 
Wle können wir bei ansteigender Kri- 
na'ität mit neuen Instrumenten den 

<-Uen Herausforderungen für die Innere 
%^erheit gerecht werden? 
ij   as dritte große Thema wird das 
j^ejtthema sein. Wir wollen das Wahl- 
VQ 

r mit dem 5. Parteitag eröffnen, der 

0 2l* bis 23- Februar in Hambur8 statt_ 
p   et- Hier soll unser neues Grundsatz- 

§ramm verabschiedet werden, zu des- 
(jj  ^chwerpunkten im Grundsätzlichen 
v   Bewahrung der Schöpfung und im 
So • reten die Weiterentwicklung der 
sch,alen Marktwirtschaft zur Ökologi- 

®n und Sozialen Marktwirtschaft Serie 
Neb 

ort. 

^eben der inhaltlichen Profilierung des 
afllkampfes werden wir natürlich auch 

eine personelle Profilierung des Wahl- 
kampfes vornehmen. Für uns ist es ein 
unschätzbarer Vorteil, daß wir mit Bun- 
deskanzler Helmut Kohl die drei The- 
men, die ich eben genannt habe, auch 
personell hervorragend zum Ausdruck 
bringen. 

Die Kandidatur Steffen 
Heitmanns offensiv vertreten 

Das Präsidium der Christlich Demokrati- 
schen Union Deutschlands hat sich noch- 
mals einhellig hinter die Kandidatur von 
Steffen Heitmann zum nächsten Bundes- 
präsidenten gestellt. 

Wir sehen in ihm einen Kandidaten, der 
hervorragend geeignet ist, das wiederver- 
einte Deutschland zu repräsentieren. In 
unserer Entschlossenheit für diese Kandi- 
datur lassen wir uns auch durch das 
unfaire Sperrfeuer, wie wir es aus einigen 
Medien in diesen Tagen und Wochen 
erleben, nicht abhalten. Für eine ganze 
Reihe dieser Stimmen jedenfalls gilt, daß 
hier ein angesehener Bürger, ein erfolg- 
reicher Justizminister, ein gerader und 
aufrechter Mensch öffentlich fertigge- 
macht werden soll, dessen einziger Makel 
darin besteht, daß er bereit ist, für das 
Bundespräsidentenamt zu kandidieren. 

Wir werden uns dieser Kampagne nicht 
beugen. Wir werden die Kandidatur von 
Steffen Heitmann offensiv vertreten und 
sie zum Erfolg bringen. Ich bin sicher, 
daß die deutsche Bevölkerung Steffen 
Heitmann als Bundespräsidenten mit 
Sympathie und Unterstützung tragen 
wird. 

,e Berichterstattung über Ostdeutschland wird zu wenig den Problemen der dort lebenden Men- 
gen gerecht, die durch die rasante gesellschaftliche und politische Umwälzung verursacht wurden. 

er »Ossi-Wessi"-Gegensatz wird durch viele Medienbeiträge eher geschärt als abgebaut. 
Parlamentarischer Staatssekretär Bernd Neumann 
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Effektivität unserer Forschungs- 
einrichtungen weiter steigern 
Der Vorsitzende des Bundesfachaus- 
schusses „Forschung und Technologie", 
Christian Lenzer, erklärte am 7. 
Oktober zum Ergebnis der Diskussion 
des Bundesforschungsberichtes 1993 
im Bundesfachausschuß: 

Der Bundesfachausschuß „Forschung 
und Technologie" hat den ersten gesamt- 
deutschen Bundesforschungsbericht als 
sehr positiv bewertet. Dieser Bericht 
dokumentiert die gute, vielfältige For- 
schungsinfrastruktur und damit den 
hohen Stellenwert, den die Forschung im 
vereinten Deutschland hat. 
Trotz der insgesamt guten Situation der 
Forschung gibt es jedoch auch Ansatz- 
punkte für Verbesserungen. Die For- 
schung kann und muß in Deutschland 
insgesamt flexibler, schlanker werden, die 
Forschungseinrichtungen müssen ihre 
Effektivität noch weiter steigern. Deshalb 
fordert der Bundesfachausschuß, eine 
systematische Evaluierung der staatlich 
geförderten Forschungsinstitutionen — 
wie dies in den neuen Bundesländern 
geschehen ist — auch für die alten Bun- 
desländer vorzunehmen. 

Die Forschung muß in erhöhtem Maße 
durch die Entwicklung innovativer Pro- 
dukte und Verfahren zur Sicherung des 
Standortes Deutschland beitragen. Es 
geht darum, Forschungsergebnisse in 
Zukunft noch stärker als bisher in markt- 
fähige Produkte umzusetzen. Das gute 
Wissenschafts- und das gute Technikpo- 
tential müssen frühzeitig verzahnt wer- 
den. 
Die jetzige Situation, in der die knappen 
öffentlichen Mittel dazu zwingen, in stär- 
kerem Maße Prioritäten bei den For- 
schungsausgaben zu setzen, sollte als 

Chance und Herausforderung gesehe«1 

und entsprechend genutzt werden. Es * 
neue Akzente zu setzen. 
Der Bundesfachausschuß hat in seine«- 

Diskussion u. a. folgendes festgestellt- 
• Die bundesdeutsche Forschung mU ef 
weiterhin durch die Schaffung geeig°e 

Rahmenbedingungen stimuliert werde • 
Entbürokratisierung auf breiter Ebene 
dazu ebenso unerläßlich wie die Ein1",,, 
rung einer steuerlichen ForschungsfÖ«- 

rung. 

Auch die Forschung muß 
zur Sicherung des Standortes 
Deutschland beitragen. 

• Staat, Wissenschaft und Wirtschaft 
müssen gemeinsam ein Konzept ent^1 

kein, mit dem sie der Auslagerung v°fl 

Forschung ins Ausland begegnen. Dy 
Wirtschaftsstandort Deutschland ist in* 
gesamt zu stärken, denn Forschung ge 

letztendlich immer zum Produktions- 
standort. 
• Die staatliche Forschungsinfrastru* 
ist bundesweit zu evaluieren. Ziel ist»   J 
krustungen aufzubrechen und flexibe' 
neue Herausforderungen zu reagieren- 
• Entsprechend des derzeitigen Stand 
der Wissenschaft und der Komplexit*1 * 
unserer heutigen Probleme ist in Zuku 

verstärkt eine multidisziplinäre For- 
schung gefragt. . 
Die Bemühungen um forschungsfreu«1. 
ehe Rahmenbedingungen und Effekt« 
tat von Forschungsstrukturen müssen 
darüber hinaus gekoppelt sein mit eine 
breiten Akzeptanz von Forschung un 

vor allen Dingen auch der Anwendung ^ 
neuer Technologien. 
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^Landesparteitag in Chemnitz 

Erstes Grundsatzprogramm zeigt, wie 
Sachsen im Jahr 2000 aussehen soll 
^ Wochenende vom 9. und 10. Okto- 

r wurde in Chemnitz von den Dele- 
8>erten ein neuer Landesvorstand 
rr^ählt und ein erstes eigenes Grund- 

tzprogramm der Sächsischen Union 
^abschiedet. Es steht unter dem 
J'kl: „Wie soll Sachsen im Jahr 2000 
üssehen". Damit wurde der Auftrag 

,es 5. Landesparteitags nach einer lan- 
aeSWeitPn r:riinH«iit7Hi«:kii«icinn prfiillt weiten Grundsatzdiskussion erfüllt. 

_,** bisherige Landesvorsitzende der 
U Sachsen, Kurt Biedenkopf, wurde 
88 Prozent der Stimmen in seinem 

Z01* bestätigt, mit 8 Prozent mehr als vor 
,. ei Jahren. Ebenso klar bekannten sich 

e Delegierten zum ersten stellvertreten- 
p^ Vorsitzenden, Fritz Hähle, der 91 
, °zent der Stimmen auf sich vereinen 

nnte. Zwei der drei weiteren Stellver- 
eter, Heinz Eggert, Staatsminister des 

^ern, und Volker Schimpff, MdL, beka- 
en erneut das Votum der Delegierten. 
us den Reihen der Beisitzer des alten 
orstandes konnte sich Arnold Vaatz, 
achsischer Staatsminister für Umwelt 

st i ^an<lesentwicklung, a^s dritter der 
el'vertretenden Vorsitzenden positionie- 

,.n- Von den zwanzig Beisitzern ist fast 
, e Hälfte zum ersten Mal dabei. Leider 
°nnten sich in der 26-köpfigen Füh- 

. ngsriege nur vier Frauen behaupten. 

. ®üer Schatzmeister ist Stephan Reber, 
mK aus Stollberg. 

e- r 5. Landesparteitag in Riesa hatte vor 
,   em Jahr ein Arbeitsprogramm zur Dis- 
L Ssi°n eines eigenen Programmes 
^schlössen, das die Grundlage für die 
jju^'Plattform im nächsten Jahr und dar- 

er hinaus werden soll. Es wurde von 

einer eigens dazu eingesetzten Kommis- 
sion nun als Leitantrag an diesen Partei- 
tag gerichtet und einstimmig angenom- 
men. 
Mit diesem Programm will die Sächsische 
Union einen weiteren Beitrag zur Erneue- 
rung leisten. In der Präambel wird aus- 
drücklich an christliche Grundwerte und 
Traditionen appelliert. Das so geprägte 
Menschenbild der CDU wird im weiteren 
ausführlich beschrieben. Das Programm 
zeigt auch die außenpolitischen wie auch 
die innenpolitischen CDU-Positionen 
auf, die aber im wesentlichen in der Ver- 
antwortung des Bundes liegen. 

Grundsätze und Programme 

Hauptanliegen des Programms sind die 
sächsische Landespolitik, die Kommunal- 
politik und die Besonderheiten der säch- 
sischen Regionen. Große Bedeutung mißt 
die CDU Sachsen den kleinen Lebens- 
kreisen, dem einzelnen Bürger und seinen 
sozialen Beziehungen bei. 
Biedenkopf erinnerte in seiner Rede 
daran, nicht zu vergessen, daß die Auf- 
bauarbeit von den Menschen geleistet 
werde. „Die Einheit ist gelungen. Jetzt 
stellen die Menschen nur fest, daß sie ver- 
schiedene Erfahrungen haben," betonte 
Biedenkopf und sah darin eine Chance. 
Viel Resonanz bekam Hähle, als er das 
Grundsatzprogramm vorstellte und damit 
eine Bilanz der Erneuerung zog. Nach 
seinen Worten werde der personelle 
Erneuerungsprozeß der sächsischen 
CDU wesentlich von der Nominierung 
der Kandidaten für die nächsten Wahlen 
bestimmt sein. • 
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Wirtschaftsstrukturen jetzt neu gestalten: 

Arbeitsmarkt an den flexiblen 
Anforderungen orientieren! 

Anläßlich einer Expertenrunde des 
Bundesfachausschusses „Wirtschafts- 
politik" zu Herausforderungen und 
Handlungsmöglichkeiten für die Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik mit Kurt 
Faltlhauser, stellvertretender Vorsit- 
zender der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Rainer Haungs, wirtschafts- 
politischer Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, und Ernst-Moritz 
Lipp, Direktor der Dresdner Bank 
AG, erklärte die Vorsitzende, Christa 
Thoben: 
Politik, Wirtschaft und Tarifvertragspar- 
teien können es mit konsequentem Han- 
deln für einen modernen und flexiblen 
Wirtschaftsstandort Deutschland schaf- 
fen, dem Arbeitsmarkt neue Impulse zu 
geben und die gegenwärtige schwierige 
Phase zu überwinden. Wer allerdings 
meint, die gegenwärtigen schwierigen 
Herausforderungen für den Wirtschafts- 
standort Deutschland mit alten Lösungs- 
ansätzen beantworten zu wollen, hat 
noch nicht erkannt, daß die Sicherung 
des Wirtschaftsstandortes Deutschland 
weit über die Frage nach der Sicherung 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
hinaus geht. Die deutsche Wirtschaft hat 
ein starkes Interesse, ihre wirtschaftliche 
Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit 
selbst zu erhalten. Keine Entwicklung 
zeigt dies eindrucksvoller als die Verlage- 
rung von Technologien und Arbeitsplät- 
zen ins Ausland. 
Politik, Wirtschaft und Tarifvertragspar- 
teien müssen sich allerdings fragen, wie 

künftig mit dem Arbeitsmarkt umzuge" 
sein wird. Angesichts des enormen We 
bewerbsdrucks, der auf der deutschen 
Wirtschaft gerade in konjunkturell 
schwierigen Zeiten liegt, müssen sie slC 

damit auseinandersetzen, daß Arbeits- 
plätze ins Ausland verlagert werden, 
ohne daß bei uns im entsprechenden 
Umfang neue Arbeitsplätze entstehen- 
Als hochtechnologischer Standort, als 
Standort mit gut ausgebauter Infrastru*' 
tur, hohem Qualitäts- und Leistungsbe- 
wußtsein und vorbildlichem Bildungs-tf 
stem muß es allen für den ArbeitsmarK 
in Deutschland Verantwortlichen dan» 
gehen, verlorengegangene Arbeitsplan 

Der Erhalt von Arbeitsplät- 
zen wird zukünftig immer 
mehr von Innovationen und 
Investitionen in Zukunfts- 
technologien abhängen. 

in Deutschland wiederzugewinnen. 
Zugleich sind alle gefordert, sich auf el 

anderes Bild des Arbeitsmarktes einzU' 
stellen. Von der durch die Einheit ent- 
standenen Illusion, der Staat müsse al 
Aufgaben auch am Arbeitsmarkt alle"1 

lösen, muß zu den Realitäten zurückg6' 
funden werden. Die für die Entwickln1* 
am Arbeitsmarkt maßgeblich Verant^0 . 
tung tragenden Tarifvertragsparteiens 

gefordert, ihre Verantwortung für den 
Erhalt und die Sicherung der Arbeits- 
plätze wieder stärker gerecht zu werde 
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e Müssen sich wieder stärker als bisher 
en gesamtwirtschaftlichen Anforderun- 

gen zuwenden, als an alten tradierten 
2ühSSen und sektoralem Denken fest- 
^ alten. Gerade in Zeiten schwieriger 

mbrüche muß die Bereitschaft wachsen, 
veralteten Strukturen und Interessen 

stand zu nehmen, um sich auf die 
p, forderungen der Zukunft nach mehr 
^ ^ibiütät und nach modernen Arbeits- 

lngungen einzustellen und in komple- 
n Zusammenhängen zu denken. 

°lgende Maßnahmen sind 
^läßlich: 
fe p. Die wirtschaftliche Situation ist für 
ai  °ffentlichen Haushalte dramatischer 
•   erwartet. Den Gürtel enger zu schnal- 
lj »'Ordern viele, aber schwierig ist die 

andSetzUng'da Jeder auf den GürteI des 

.  eren hinweist. Wenn wir es jetzt aber 
licht 
seh schaffen, die Weichen auf drasti- 

es Sparen zu stellen, dann werden wir 
nachsten Jahr um zusätzliche Einspa- 

Bpi^en mcnt herumkommen. Auch ist die 
,   astungsgrenze bei Steuern und Abga- 
au  

erreicht. Die Neuverschuldung kann 
w.ch nur begrenzt ein Mittel zur Über- 

uung der konjunkturell bedingt ver- 
arh • r*en Einnahmen und gleichzeitig 
Sei  ltsrnarktbedingt höheren Ausgaben 
dip Maßnahmen im Spar-, Konsoli- 
^ah      S und Wachstumsprogramm sind 
ko Cr Unverz'cntDar' um °^e Finanzen zu 
>olidi 
halten. 

eren und die Stabilität der Mark 

El ^ Quantitatives als auch qualitatives 
!^   nstum zu fördern wird in den kom- 
last

nden Jahren an Bedeutung für die Ent- 
ty   K^ 

des Arbeitsmarktes gewinnen. 
Pol" .   Um zu fördern verlangt klares 
d  

u»sches Handeln. Die CDU hat mit 
$ch J^8611 zur Sicherung des Wirt- 
^Un^ Deutschland" und die 
£üi   es,*egierung mit ihrem „Bericht zur 

Unftssicherung des Standortes 

Deutschland" den Weg hierzu aufgezeigt. 
Die SPD ist bislang klare, eigenständige 
und nicht kontraproduktive Antworten 
schuldig geblieben. Sie hat sich bisher als 
Zukunftsverweigerer erwiesen. 
Zu den vordringlichsten Aufgaben zur 
Förderung von Wachstum gehören: 
• In vielen Bereichen behindern zu lang- 
wierige Verfahren, zunehmende Verrecht- 
lichung und die Komplexität der Vor- 
schriften das Entstehen von neuen 
Arbeitsplätzen. Vor allem in den neuen 
Bundesländern erweist sich die hohe 
Regulierungsdichte als Bremse für Inve- 
stitionen und damit für die Schaffung 
von Arbeitsplätzen. Die Beseitigung 
administrativer Hemmnisse, vor allem die 
Beschleunigung und Vereinfachung bei 
Verfahren, aber auch die Überprüfung 
von Standards im Bau-, Umwelt- und 
Verkehrsbereich sowie die Verkürzung 
und Vereinfachung von Genehmigungs- 
verfahren bei der Gentechnik erleichtern 
Investitionen. 
• Der Erhalt von Arbeitsplätzen wird 
zukünftig immer mehr von Innovationen 
und Investitionen in Zukunftstechnolo- 
gien abhängen. Deutschland darf auf den 
Gebieten Biotechnologie, Raumfahrt, 
Informationstechnik, Mikroelektronik 
und Materialforschung den Anschluß 
nicht verlieren oder Konkurrenten bereits 
heute den Markt überlassen. Die Unter- 
nehmen müssen in erster Linie diese 
Zukunftsvorsorge treffen und rechtzeitig 
Produktangebote sowie Produktionsver- 
fahren den Erfordernissen des Struktur- 
wandels anpassen. Dies ist eine Manage- 
mentaufgabe, die den Unternehmen nie- 
mand abnehmen kann. Für die Politik ist 
die Handlungsaufgabe zur Förderung 
von Zukunftstechnologien um so größer, 
je weniger Unternehmen den Willen zur 
Umsetzung von Projekten und zur 
Modernisierung artikulieren. 
Statt überalterte Wirtschaftsstrukturen im 
bisherigen Umfang zu konservieren, muß 
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es uns mittelfristig gelingen, finanzielle 
Mittel in die Förderung moderner Tech- 
nologien umzulenken. Umschichtungen 
in Technologien von morgen eröffnen die 
Perspektive für die Rückgewinnung ver- 
lorener Arbeitsplätze. Hierfür sind alle, 
vor allem die SPD, die bislang nur theo- 
retisch abstrakt den Abbau von Subven- 
tionen formulieren, gefordert, konkrete 
Vorschläge und klare Konzepte zu ent- 
wickeln. Sie müssen dann auch bereit 
sein, diese umzusetzen. Mit Einsparun- 
gen bei den 20 größten Finanzhilfen von 
insgesamt rund 5 Prozent ließe sich ein 
beachtlicher Beitrag für die Sicherung 
neuer Arbeitsplätze in hochtechnologi- 
schen Branchen erzielen. 
• Die mittelfristige Fortsetzung der durch 
die deutsche Einheit vorübergehend 
unterbrochenen Steuersenkungspolitik. 
Die Steuer- und Abgabenbelastung hat 
ihre Grenze erreicht. Deswegen muß es 
auf mittlere Frist wieder darum gehen, 
die Belastung auf ein Niveau vor der Ver- 
einigung Deutschlands zu senken. 

I   Erstarrte Strukturen am Arbeits- 
markt fordern auf, die Funktionsfähigkeit 
des Arbeitsmarktes zu erhalten und zu 
verbessern. 
• Die Arbeitsmarktbedingungen sind 
heute so verengt, daß vielen Menschen 
der Weg zu einem regulären Arbeitsplatz 
versperrt bleibt. Das Beispiel des 
Schlechtwettergeldes wird Prüfstand für 
einen aktiven Beitrag zur Bekämpfung 
von Schwarzarbeit, aber auch zur Verbes- 
serung der Tarifautonomie sein. Ein stu- 
fenweiser Abbau sollte es den Tarifver- 
tragsparteien ermöglichen, ein Modell 
zum Übergang zu Jahresarbeit zu entwik- 
keln. 
• Bei der Novelle des Arbeitszeitgesetzes 
sind die Einwände gegen die vom Bun- 
desarbeitsminister vorgesehene Berück- 
sichtigung von Ausnahmemöglichkeiten 
aufgrund wirtschaftlicher Probleme bzw. 
zur Stärkung der Arbeitsplatzsicherheit 

nicht akzeptabel. Der Bundesfachaus- 
schuß hält an seiner bisherigen Meinuj| 
fest, daß es in begründeten Ausnahme»21 

len in Zukunft möglich sein muß, auch 
aus Gründen der Wettbewerbsfähigkeit 
bzw. der Arbeitsplatzsicherheit, Ausnah' 
men vom Sonntagsarbeitsverbot zuzula5' 
sen. 
• Die bisher vorgesehenen Modellvers11 

ehe im Zusammenhang mit der Locke- 
rung des Monopols der Arbeitsvermitt- 
lung sind unzureichend. Sie geben der 
Bundesanstalt für Arbeit einen so mass1' 
ven Einfluß auf die Auswahl der zuge<aS| 
senen „Modelle" und belassen die Be^ 
tung der Ergebnisse bei der Bundesan- 
stalt für Arbeit, die die ganzen Versuch 
aus grundsätzlichen Erwägungen für 
nicht richtig hält. Tatsächliche Modell- 
versuche müßten weitaus unabhängig^ 
von der Bundesanstalt für Arbeit zuge»3 

sen und angeregt werden. 

I Wir brauchen den raschen Abschlü 

der Energiekonsens-Gespräche, der üb 
einen langen Zeitraum hinweg Planung5 

und Entscheidungssicherheit gibt. Die 
Energieversorgung und Energiekosten- 
struktur sind ein wichtiger Faktor in oe 

Kalkulationen der arbeitsplatzerhalten' 
den und -schaffenden Unternehmen. " 
Energieversorgern muß es möglich 
gemacht werden, eine Tarifstruktur zu 
entwickeln, die im internationalen Wet 
bewerb Bestand haben kann. 

| Zum Aufbrechen gewachsener ver- 
krusteter Strukturen zählt auch die for- 
cierte Privatisierung von Beteiligungen 
Unternehmen und Aufgaben, die die 
öffentliche Hand bisher wahrnimmt. 
Dadurch können sich neue zusätzliche 
Beschäftigungsperspektiven entwickelt' 
wenn Private die bislang staatlichen Au 

gaben mindestens genausogut erledige" 
können. Die Privatisierung gewerblich6 

Unternehmen wie z. B. der Lufthansa, 
aber auch von Telekom und Bahnen 
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Aus der Bildungsarbeit der Konrad-Adenauer-Stiftung 
lungen der Schriftsteller im 20. Jahr- 
hundert 
• Ideologische Irrungen und Wirrun- 
gen von Schriftstellern im 20. Jahrhun- 
dert 
• Von Thomas Mann bis Martin Wal- 
ser — Schreiben über Deutschland, 
Leiden an Deutschland 
• „Und was tatest du?" — Schriftstel- 
ler und die Macht nach 1945 — Zum 
Streit zwischen Thomas Mann und 
Walter von Molo 
• Verdacht und Verrat — Der Einfluß 
der Stasi-Vergangenheit auf die litera- 
rische Szene 
Anmeldungen/Weitere Informationen: 

Konrad-Adenauer-Stiftung 
Politische Bildung 
(Hauptabteilung Kultur) 
Urfelder Str. 221 
50389 Wesseling/ 
Schloß Eichholz 

V chriftstellergespräche sind für die 
^ Konrad-Adenauer-Stiftung nicht 
**eu. In jüngerer Zeit gab es solche in 
°onn, Berlin und Weimar. Nun 
K°mmt ein weiteres Symposion hinzu. 
~}s Intention der Veranstalter: den 
hlstorischen Zusammenhang von Lite- 
^tur und Politik an exemplarischen 
fällen einsichtig zu machen, neuere 
Forschungsaspekte vorzustellen und 
v°r allem einen Beitrag zu einem ver- 
sündigen Dialog zwischen Geist und 
^acht zu leisten. 
5—-6. November 1993 

Autor, Macht, Staat — Litera- 
tur und Politik in Deutschland 
Veranstaltungsort: Wissenschaftszen- 
tri»m in Bonn-Bad Godesberg 
Einige der Hauptthemen: 

Die Intellektuellen und die natio- 
nale Identität der Deutschen 
• Deutschland- und Europavorstel- 

s , aftt mittelfristig auch finanzpoliti- 
I   6n Spielraum, um neue zusätzliche 
^Pulse zur Schaffung von Arbeitsplät- 
^*> geben. 

M Die Schaffung von Arbeitsplätzen in 
n neuen Bundesländern setzt den 

^ °'greichen Aufbau leistungsfähiger 
,ner und mittlerer Unternehmen vor- 

s- Die Treuhandanstalt hat hierbei die 
antwortungsvolle Aufgabe wahrzuneh- 

s- n' durch Privatisierung und Reprivati- 
rung wettbewerbsfähige Unternehmen 

.schaffen. Dies kann jedoch auch nur 
^ n gelingen, wenn durch Investitionen 

... unternehmen rentable Dauerarbeits- 
vat'Ze scna^en können. Bei vielen repri- 
0 

ls'erten oder durch Management-by- 
jj.  Privatisierten Unternehmen wirkt sich 

e arbeitsrechtliche Ungleichbehand- 

lung zwischen Wieder- und Neugründun- 
gen hemmend auf den Erhalt von Unter- 
nehmen und damit von Arbeitsplätzen 
aus. 

I Die Verbesserung der Wachstums- 
und Beschäftigungsperspektiven, vor 
allem mit dem Ziel des Abbaus struktu- 
reller Arbeitslosigkeit, ist eine Aufgabe, 
die auch die enge Abstimmung in der 
Europäischen Gemeinschaft und mit den 
sieben großen Industrieländern erforder- 
lich macht. Der erfolgreiche Abschluß 
der GATT-Runde ist der entscheidende 
Prüfstein für freien und reibungslosen 
internationalen Handel. Aktuelle Tenden- 
zen nach mehr Produktionismus, insbe- 
sondere im Streben Frankreichs nach 
einem organisierten Außenhandel, sehen 
wir daher mit großer Besorgnis. • 
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Betriebsratswahlen 

200.000 Arbeitnehmervertreter 
stellen sich 1994 neu zur Wahl 
1994 ist Wahljahr. Nicht nur die Bun- 
destagswahl und verschiedene Land- 
tagswahlen stehen an. Für viele Arbeit- 
nehmer finden in der Zeit vom 1. März 
bis 31. Mai 1994 auch die Betriebs- 
ratswahlen statt. Betriebsratswahlen 
sind so wichtig wie allgemeine politi- 
sche Wahlen. In den Betrieben, am 
Arbeitsplatz, wird wesentlich die poli- 
tische Meinung beeinflußt. Das wird 
auch durch die hohe Wahlbeteiligung 
von etwa 80 Prozent deutlich. Es zeigt 
sich auch an den etwa 200.000 zu wäh- 
lenden Arbeitnehmervertretern. 

Die Betriebsräte als Vertretung der 
Arbeitnehmerschaft werden aufgrund des 
rasanten technischen Wandels für die 
Arbeitnehmer in den Betrieben immer 
wichtiger. Wirtschaftliche und personelle 
Entwicklungen müssen von den Arbeit- 
nehmervertretern in ihren Auswirkungen 
mitbestimmt werden. Ohne Mitbestim- 
mung durch die Betriebsräte wird die 
Arbeitnehmerschaft durch die Arbeitge- 
ber in besonderem Maße fremdbestimmt. 

Die Betriebsräte nehmen die Mitbestim- 
mungsrechte für die Arbeitnehmer in 
sozialen und personellen Angelegenhei- 
ten wahr. Dazu gehören u. a.: 

• Arbeitszeitregelungen einschließlich 
Überstunden, 

• befristete Arbeitsverträge, 
• Einführung und Anwendung von tech- 

nischen Einrichtungen, die dazu 
bestimmt sind, das Verhalten oder die 
Leistung der Arbeitnehmer zu überwa- 
chen, 

• die betriebliche Lohngestaltung ein' 
schließlich der Akkord- und Prämie"' 
sätze, 

• Einstellung, Eingruppierung, Umg1^ 
pierung der Arbeitnehmer, 

• Versetzungen und Kündigungen des 
Arbeitnehmers. 

Betriebsräte werden nicht nur in Groß*5 

trieben gewählt, sondern auch in Klein' 
und Mittelbetrieben, wo über 60 Prozeß 
der erwerbstätigen Menschen arbeiten- 
Hier wird die Christlich-Demokratische 
Arbeitnehmerschaft (CDA) bei den koi*' 
menden Wahlen einen Schwerpunkt sei' 
zen. 

Aufforderung: \i 
Stellt euch der Kandidatur 

Für die Arbeitnehmerinnen und Arbeit' 
nehmer in der CDA/CDU muß es eine 
Selbstverständlichkeit sein, sich als Kafl 

didaten bei den Betriebsratswahlen zu* 
Verfügung zu stellen. Mitglieder der 
CDA/CDU sollen zur Übernahme von 
Vertretungsfunktionen für die Arbeitne 

mer ermuntert, vorbereitet sowie bei 
Wahlen unterstützt werden. 

• Bildung von Betriebsräten 
nicht behindern 
Die CDA fordert die Arbeitgeber auf, d>£ 

Bildung von Betriebsräten nicht zu beh1 ^ 
dem. Kein Arbeitgeber sollte stolz dar3 

sein, wenn es in seinem Betrieb keinen 
Betriebsrat gibt. 
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»R den Gewerkschaften 
ÜÜ^arbeiten  

u^eine Interessenvertretung der Arbeit- 
,. £mer ist es sinnvoll, sich gewerkschaft- 

11 zu organisieren. Auch in den 
P^erkschaften sollen die Mitglieder der 

DA/CDU Funktionen übernehmen. 
^ er in den Gewerkschaften nicht mitar- 
. !tet> darf sich nicht beklagen, wenn er 
$
e' innergewerkschaftlichen Personalent- 
b eidungen, wie Listenaufstellungen bei 
,etriebsratswählen, nicht zur Geltung 
*0lnmt. 

Berücksichtigung der 
C^A-Kolleginnen und Kollegen 

, le CDA fordert insbesondere die Ein- 
, lts8ewerkschaften auf, christlich-demo- 

tische und christlich-soziale Kollegin- 
nen 
sch 

und Kollegen bei ihren Personalent- 
neidungen zu berücksichtigen. 

w
lese Kolleginnen und Kollegen sollen 

^e8en ihrer Parteizugehörigkeit nicht 
enachteiligt werden. 

^^ir^bieten an:  

(Arbeitnehmer-Zentrum Königswinter 
tj   K) werden zur Vorbereitung der 

riebsratswahlen Seminare angeboten. 

rrnine: 
j -^14. November 1993 
8 ;^15. Dezember 1993 

1 diesen Seminaren werden u. a. fol- 
de Fragen beantwortet: 

Hinweis 
Die Broschüre „Betriebsratswahl" mit 
dem Text des Betriebsverfassungsge- 
setzes, dem Text der Wahlordnung, 
einem Leitfaden für die Betriebsrats- 
wahl mit Zeittafel und Mustervorlagen 
steht auch für die Betriebsratswahl 
1994 zur Verfügung. Sie kann in ausrei- 
chender Zahl bei der CDA-Hauptge- 
schäftsstelle angefordert werden. 

• In welchen Betrieben werden Betriebs- 
räte gewählt? 

• Wie wird die Betriebsratswahl in 
Gang gebracht? 

• Wer bestellt den Wahlvorstand? 
• Was hat der Wahlvorstand im allge- 

meinen zu beachten? 
• Wer kann wählen? 
• Wer darf Kandidaten vorschlagen? 
• Wer setzt den Wahltermin fest? 
• Wie viele Betriebsratsmitglieder sind 

zu wählen? 
• Bekanntgabe der Wahlvorschläge 
• Wie sehen die Stimmzettel aus? 
• Durchführung der Wahl 
• Ist Briefwahl möglich? 
• Feststellung des Wahlergebnisses 
• Kann die Wahl angefochten werden? 
Ansprechen wollen wir mit diesen Semi- 
naren besonders die Kolleginnen und 
Kollegen der Klein- und Mittelbetriebe. 
Als Ansprechpartner der CDA-Hauptge- 
schäftsstelle steht der Referent für die 
Betriebsarbeit, Gerhard Fuchs, mit 
zusätzlichen Informationen und prakti- 
schem Rat zur Verfügung. 

^!'">estimmung und Mitwirkung der Arbeitnehmer in Betrieben und Unternehmen sind für uns 
e,ne unverzichtbare Grundlage unserer Wirtschafts- und Sozialordnung und Ausdruck christlich- 
s°zialen Gedankenguts. Die Mitverantwortung der Beschäftigten hat wesentlich zum Erfolg der 

e"tschen Wirtschaft sowie zu Stabilität und sozialem Frieden beigetragen. 
Aus dem Grundsatzprogramm-Entwurf 
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Deutschlandtag 
der Jungen Union 

„Standort 
Deutschland - 

hopp oder 
top?!" 

29. bis 31. Oktober 1993 
Bochum 

Zu ihrem Deutschlandtag vom 29. bis 
31. Oktober lädt die Junge Union 

nach Bochum ein. Im Mittelpunkt der 
Beratungen soll die Frage nach der 
Zukunftsfähigkeit des Wirtschaftsstand- 
ortes Deutschland stehen. 
Es geht um sichere Arbeitsplätze mit 
Zukunft, Schubkraft für die notwendige 

Modernisierung — auch zum Schutz der 

der 
Umwelt — , ein Absenken der Neuve^ 
schuldung des Staates, die Stärkung 
Leistungskraft und den Erhalt des soz»8' 
len Friedens. 
In fünf Foren sollen diese Themen aus' 
führlich diskutiert und beraten werdet 
JU-Bundesvorsitzender Herman Grön 
Außerdem wollen wir auf unserem 
Deutschlandtag wirksame Schritte tuft 
um endlich vermehrt jungen Frauen d 
Weg zu uns und in politische Verant^0 

tung bei uns zu öffnen. 
Höhepunkt der Veranstaltung wird aJJ 
Sonntag, dem 31. Oktober, um 10.30 ü| 
wie es auf Deutschlandtagen der Juflß 
Union inzwischen schon Tradition 
geworden ist, die Gelegenheit zur DisK • 
sion mit dem Parteivorsitzenden, Bun 
kanzler Helmut Kohl, sein. 

d# 

Globale Stabilität 
und Sicherheit 
ohne Entwicklung 
ein Aberglaube?! 
Unter diesem Titel veranstaltet die 
Junge Union Deutschlands zusamme 

mit der Jungen Union Bayern einen 
entwicklungspolitischen Kongreß- ^ 
findet am 16. und 17. Oktober im 
Hotel „Altea" in Nürnberg statt. 

Personalien 

Die CDU-Fraktion der hamburgi- 
schen Bürgerschaft hat den 38jährigen 
Rechtsanwalt Ole von Beust zu ihrem 
neuen Vorsitzenden gewählt. Erste 
stellvertretende Vorsitzende wurde 
Birgit Schnieber-Jastram. Zum zwei- 

ten stellvertretenden Fraktionschef 
wurde Roland Salchow gewählt. 

Der bisherige Fraktionsvorsitzende 
Rolf Kruse wurde mit 32 Stimmen 
zum Ersten Vizepräsidenten der Bür- 
gerschaft nominiert. Zum Schriftfüh- 
rer im Haushaltsausschluß nominierte 
die Fraktion wie bisher Ralf Mairose. 
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CDU geht beim Umweltschutz 
mit gutem Beispiel voran 

s
a^t wir nicht nur den Umwelt- 

hutz fordern, sondern auch mit 
^•tern Beispiel vorangehen, prüfen 
J"r bei jeder Werbemittel-Produktion 
.en Einsatz umweltfreundlicher 
Materialien. 
Au s diesem Grund drucken wir unsere 
^schüren, Faltblätter und Plakate aus- 
pCr,l'eßlich auf chlorfrei gebleichtem 
JjPter und z. B. unsere Aufkleber auf 
Verschonenden PE-Folien. 
fl Weiteres Beispiel ist unser umwelt- 

^^dlicher Kugelschreiber. Hierbei wird 
^e Hülse aus ungebleichtem Altpapier 
er9estellt, wodurch 70 Prozent weniger 

kc 
ststoff verwendet wird als bei her- 

s
0rTlmiichen Kugelschreibern. Kappe und 
Pitze bestehen zwar noch aus Kunst- 
off. jedoch handelt es sich hierbei um 

J drnium- und bleifrei eingeschmolzene 
r°duktionsabfälle. 

•j. d damit sind wir auch schon beim 
ema: Wer denkt schon angesichts 

nes herkömmlichen Kugelschreibers an 
d. Ur,dwasserbelastende Schwermetalle, 

e dem Kunststoff beigemischt werden, 
e cadmium oder Blei? Und damit Sie 

^^^     unsere umwelt- 
freundlichen Pro- 
dukte auch jederzeit 
erkennen können, 
tragen diese ein spe- 
zielles Zeichen, das 

% CDU-Umweltblatt. 
C°U-Notizblock aus chlorfrei 
recyceltem Altpapier 

jj8tell-Nr, 9813 

F»r«:deStabnahme: 200 ExPL 

CDU 

reis Je 200 Expl.: 48 DM. 

'\> 

• CDU-Umwelt-Kugelschreiber 

Bestell-Nr.: 9430 
Mindestabnahme: 50 Expl. 
Preis je 50 Expl.: 35 DM. 

• CDU-Papierfähnchen mit umwelt- 
freundlichen Kartonstäbchen 

Bestell-Nr.: 9513 
Mindestabnahme: 1.000 Expl. 
Preis je 1.000 Expl.: 107 DM. 

• CDU-Romme-Spiel in umwelt- 
freundlicher Papphülle 

Bestell-Nr.: 9261 
Mindestabnahme: 5 Expl. 
Preis je 5 Expl.: 22 DM. 

Alle Preise incl. Versand zzgl. MwSt. 

Bestellungen an: 
IS-Versandzentrum 
Postfach 1164, 33759 Versmold 
Fax (05423) 41521 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 

Das CDU-Glücksrad ist immer ein besonderer Anziehungspunkt bei Ihrer Veranstaltung, mit dem Sie s       v, 
Aufmerksamkeit der Besucher auf den CDU-Stand lenken können. Die Gesamthöhe beträgt ca. 1'7f.ic|i an; 

Raddurchmesser ca. 1,30 m, der Preis 295— DM zzgl. MwSt. und Versand. Bestellungen bitte schritt"    ^i 
CDU-Bundesgeschäftsstelle, Abt. Information, Herrn Geiser, Konrad-Adenauer-Haus, 53113 Bonn, oo 
Fax: (0228) 544-372. 
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